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Nr. INHALT Seite
18.
12.1 .15 
III ZR 312/16

19.
17.1. 17 
VI ZR 239/15

20.
18.1. 17 
X IIZB 118/16

a) Der N otarzt im Rettungsdienst in Thüringen (Thüringer 
Rettungsdienstgesetz vom 16. Juli 2008, GVB1. 233) übt ein 
öffentliches Amt aus.
b) Für Fehler des Notarztes bei einem Rettungseinsatz haftet
die Kassenärztliche Vereinigung Thüringen.............................  270
a) Die unwiderlegliche Vermutung des Einvernehmens nach 
§ 15a Abs. 3 Satz 2 EGZPO (im Streitfall: in der bis zum 
31. März 2016 geltenden Fassung) findet bei den von den 
Ärztekammern eingerichteten Schlichtungsstellen auch im 
Rahmen von § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB (im Streitfall: in der bis 
zum 25. Februar 2016 geltenden Fassung, im Folgenden: § 204 
Abs. 1 Nr. 4 BGB aF) Anwendung.
b) Macht ein Patient gegen den ihn behandelnden Arzt Scha­
densersatzansprüche bei einer von den Ärztekammern einge­
richteten Schlichtungsstelle geltend, so setzt der Eintritt der 
Verjährungshemmung nach § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB aF nicht 
voraus, dass sich der Arzt oder der hinter diesem stehende 
Haftpflichtversicherer auf das Schlichtungsverfahren cinlässt.
Dies gilt auch dann, wenn ein Schlichtungsverfahren nach der 
Verfahrensordnung der jeweiligen Schlichtungsstelle nur dann 
durchgeführt wird, wenn Arzt und Haftpflichtversicherer der 
Durchführung des Verfahrens zustimmen................................  281
a) Neben den Zinsen sind die Tilgungsleistungen bis zur 
Hohe des Wohnvorteils vom Einkommen des Elternunter­
haltspflichtigen abzuziehen, ohne dass dies seine Befugnis zur 
Bildung eines zusätzlichen Altersvorsorgevermögens schmä­
lert.
b) Der den Wohnvorteil dann noch übersteigende Til­
gungsanteil ist als Vermögensbildung zu Lasten des Unter­
haltsberechtigten im Rahmen der sekundären Altersvorsorge 
auf die Altersvorsorgequotc von 5 % des Bruttoeinkommens
des Elternunterhaltspflichtigen anzurechnen...........................  288



21.
18.1. 17 
VIII 2R  263/15

22 .
19.1.17 
V IIZ R  235/15

a) Der Leistungsort für die § 546 Abs. 1 BGB zu entnehmen­
de Pflicht des Leasingnehmers, den Leasinggegenstand bei 
Vertragsende zurückzugeben, folgt nicht schon -  im Sinne ei­
ner Bringschuld -  aus dieser Bestimmung, sondern richtet sich 
bei Fehlen einer (wirksamen) vertraglichen Festlegung nach 
der Auslegungsregel des § 269 Abs. 1, 2 BGB. Hieraus ergibt 
sich jedoch kein von einem konkreten Leistungsort abgelöstes 
Recht des Leasinggebers, bei Vertragsende den Rückgabeort 
und die Rückgabemodalitäten einseitig zu bestimmen.
b) In Allgemeinen Geschäftsbedingungen darf sich deren
Verwender ein einseitiges Leistungsbestimmungsrecht grund­
sätzlich nur Vorbehalten, wenn dafür ein berechtigtes Interes­
se besteht. Das setzt voraus, dass gewichtige (Sach-)Gründe 
dies rechtfertigen, dass die Voraussetzungen und der Umfang 
des Leistungsbestimmungsrechts tatbestandlich hinreichend 
konkretisiert sind und dass die berechtigten Belange des an­
deren Teils ausreichend gewahrt werden. Diesen aus § 307 
Abs. 1 Satz 1 BGB abzuleitenden Anforderungen wird die in 
formularmäßigen Leasingbedingungen enthaltene Rückgabe­
klausel »Nach Beendigung des Leasingvertrages hat der Lea­
singnehmer auf eigene Kosten und Gefahr das Leasingobjekt 
entweder an eine vom Leasinggeber zu benennende Anschrift 
in der Bundesrepublik Deutschland, anderenfalls an den Sitz 
des Leasinggebers zu liefern oder auf Weisung des Leasingge­
bers kostenpflichtig zu entsorgen. [...]« nicht gerecht............  302
a) Der Besteller kann Mängelrechte nach § 634 BGB grund­
sätzlich erst nach Abnahme des Werks mit Erfolg geltend 
machen.
b) Der Besteller kann berechtigt sein, Mängelrechte nach 
§ 634 Nr. 2 bis 4 BGB ohne Abnahme geltend zu machen, 
wenn er nicht mehr die Erfüllung des Vertrags verlangen kann 
und das Vertragsverhältnis in ein Abrechnungsverhältnis 
übergegangen ist. Das ist jedenfalls der Fall, wenn der U n­
ternehmer das Werk als fertiggestellt zur Abnahme anbietet 
und der Besteller nur nodh Schadensersatz statt der Leistung 
in Form des kleinen Schadensersatzes geltend macht oder die 
Minderung erklärt.
c) Die Minderung des Vergütungsanspruchs nach § 634 Nr. 3,
§ 638 BGB schließt einen Schadensersatzanspruch des Bestel­
lers statt der Leistung nach § 634 Nr. 4, § 281 Abs. 1 Satz 1,
§ 280 Abs. 1 BGB nicht aus, wenn mit diesem Schadensersatz 
statt der Leistung als kleiner Schadensersatz begehrt wird..... 319
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